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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies ein Postulat Malama (fdp, BS), das auch vom Bundesrat
unterstützt wurde. Es fordert die Klärung der Zuständigkeiten von Bund und Kantonen
bei Fragen der Ausgestaltung der inneren Sicherheit. Geprüft werden sollen
insbesondere die Rechtssetzungs- und Rechtsanwendungskompetenzen des Bundes. 1

ANDERES
DATUM: 18.06.2010
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2013 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Bericht des
Bundesrates in Erfüllung des Postulats Malama (fdp, BS) zur Klärung der Kompetenzen
im Bereich der inneren Sicherheit. Einleitend räumt der Bericht ein, dass die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen in diesem Bereich komplex und
unübersichtlich ausgestaltet sei. So beschäftigt sich der erste Teil des Berichts mit
einer rechtlichen Analyse des Ist-Zustandes und einer Bestandesaufnahme der
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen in der Praxis. Dabei werden die
verfassungsrechtlichen Gesetzgebungs-, Rechtsanwendungs- und
Vollzugskompetenzen des Bundes und der Kantone einerseits sowie die
Gesetzgebungspraxis des Bundes andererseits beleuchtet. In einem zweiten Teil
benennt der Bericht acht Sachbereiche, die als Brennpunkte im Sicherheitsbereich
angesehen werden. Es sind dies die Sicherheitsaufgaben der Armee, die
Sicherheitsaufgaben im Grenz- und Zollbereich, die sicherheits- und
kriminalpolizeilichen sowie gerichtspolizeilichen Aufgaben, die völkerrechtlichen
Schutzpflichten, die Luftfahrt, der Staatsschutz, die Übertragung von
Sicherheitsaufgaben an Private sowie die Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen.
Diese umfassende Auslegeordnung führt zur Schlussfolgerung, dass „die
Kompetenzausscheidung zwischen den Sicherheitsakteuren in verschiedener Hinsicht
[...] verbesserungswürdig“ sei. Ausserdem wird die Kritik, der Bund überschreite seine
Kompetenzen, an mehreren Stellen geäussert. Infolgedessen seien Änderungen oder
Präzisierungen von gesetzlichen Vorschriften einerseits, aber andererseits auch
Anpassungen auf Verfassungsebene geboten. Im Hinblick auf eine mögliche
Neuordnung der Kompetenzen im Sicherheitsbereich schliesst der Bericht mit der
Formulierung von 13 Thesen, welche die wichtigsten Problemfelder ansprechen und
Lösungsvorschläge aufzeigen. So soll der Bund etwa die rechtlichen Grundlagen für den
Staatsschutz, die Unterstützung der zivilen Behörden durch die Armee, die sicherheits-
und kriminalpolizeilichen Aufgaben des Bundes sowie für die Sicherheitsaufgaben im
Grenz- und Zollbereich bereinigen bzw. präzisieren. Entsprechende Prozesse seien
zum Teil bereits in Gang gesetzt worden, wie die Sprecherin der vorberatenden SiK-NR,
Ursula Haller Vannini (bdp, BE), im Ratsplenum erläuterte. Bei anderen
Themenbereichen, insbesondere bei der Bekämpfung von Gewalt bei
Sportveranstaltungen, etwa durch das revidierte Hooligan-Konkordat, sind dagegen die
Kantone gefordert. 2

BERICHT
DATUM: 10.06.2013
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 3

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Im Berichtsjahr kam es zu fünf Mutationen im Parlament. Für den in den Bundesrat
gewählten Ständerat Alain Berset (sp, FR) wurde Christian Levrat (sp, FR) gewählt (siehe
hier). Dessen Nationalratssitz erbte Ursula Schneider Schüttel (sp, FR). Zwei Räte
verstarben 2012 im Amt: Otto Ineichen (fdp, LU) und Peter Malama (fdp, BS). Ihre Sitze
übernahmen Peter Schilliger (fdp, LU) und Daniel Stolz (fdp, BS). Schliesslich musste
Bruno Zuppiger (svp, ZH) aufgrund einer Erbschaftsaffäre zurücktreten. Für ihn rutschte
Gregor Rutz (svp, ZH) nach. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.10.2012
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Fin janvier, le parlementaire écologiste Geri Müller (verts, AG) a reçu Mushir Al-Masri,
parlementaire palestinien et porte-parole du l’organisation du Hamas. Cette visite a
été vivement critiquée par l’ambassade d’Israël en Suisse. Peter Malama (plr, BS), vice-
président du groupe parlementaire Suisse-Israël, a également regretté l’absence de
représentant de son groupe lors des discussions. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.02.2012
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Im Juni des Berichtsjahres wurden zwei ähnlich lautende Vorstösse aus dem Jahr 2010
im Parlament besprochen. Ein Postulat Malama (fdp, BS) (Po. 10.3570) und eine Motion
Stump (sp, AG) (Mo. 10.3832) sollten den Bundesrat dazu bewegen, das Nebeneinander
von Militärdienst und ziviler Ausbildung besser zu koordinieren. Beide Begehren
problematisieren die der Bologna Reform geschuldete Verschiebung der
Semesterdaten: Maturanden könnten keine vollständige RS zwischen Schulabschluss
und Studienbeginn mehr absolvieren. Die resultierende Situation sei für alle Beteiligten,
Armee und Wirtschaft, aber insbesondere für die betroffenen Stellungspflichtigen
unbefriedigend. Malama fordert deswegen bessere Beratungsangebote und Stump
verlangt eine bessere Koordination. Der Bundesrat anerkannte die Problematik, sah
aber durch das bestehende Angebot mit drei RS-Starts pro Jahr die zivilen Bedürfnisse
als erfüllt an. Einen akuten Handlungsbedarf erkannte die Regierung nicht. Dennoch
werde sie die Anliegen im Zuge der Weiterentwicklung der Armee berücksichtigen. In
der Sommersession wurde das Postulat Malama diskussionslos mit 115 zu 40 Stimmen
angenommen. Gleichentags wurde über die Motion Stump befunden, die von Chantal
Galladé (sp, ZH) übernommen worden war. Die Zürcher Sozialdemokratin unterstrich
die Wichtigkeit der Koordination der Ausbildungen. Man dürfe den künftigen Studenten
nicht zumuten, ein Zwischenjahr einlegen zu müssen. Bundesrat Maurer anerkannte in
seinem Votum die Anliegen, verwies aber auf das bereits früher überwiesene Postulat
Berberat. Der Bundesrat sei bereits mit der Lösungssuche beauftragt und deswegen sei
dieser Vorstoss abzulehnen. Entgegen dieser Aufforderung wurde die Motion
angenommen (82 zu 71 Stimmen). Im September kam das Geschäft in den Ständerat,
dessen SiK sich kritisch dazu geäussert hatte: Erstens liege es nicht in der Kompetenz
des Bundes, Vorschriften über den Semesterbeginn zu erlassen und zweitens reiche die
Zeit zwischen Schulabschluss und Mitte September ohnehin nicht, um eine vollständige
Rekrutenschule durchzuführen. Auch Bundesrat Maurer setzte sich erneut gegen die
Motion ein und betonte, dass es einen Dialog zwischen Bund und Hochschulen brauche
und nicht einseitige Forderungen an die Armee. Der Ständerat folgte der Kommission
und dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 6

POSTULAT
DATUM: 19.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Militäreinsätze

Lors de la procédure d’élimination des divergences concernant l’engagement de
militaires au sein de l’opération Atalante, le Conseil des Etats a maintenu sa position
par 29 voix contre 9 tandis que les discussions au Conseil national ont été plus
partagées. La CPS-CN a ainsi décidé par 13 voix contre 12 de ne pas entrer en matière.
Une minorité du groupe socialiste, le groupe écologiste et le groupe UDC ont à nouveau
demandé de ne pas entrer en matière. Les Verts ont réaffirmé leur préférence à une
solidarité civile plutôt qu’à une intervention militaire. Une proposition Allemann (ps, BE)
demandant de transformer l’engagement militaire en un engagement civil et une
proposition Malama (plr, BS) demandant l’abandon de l’engagement de la troupe d’élite
DRA 10 ont été rejetées. L’entrée en matière sur le projet 2 a été rejetée par 108 voix
contre 81 et 10 abstentions. Le projet a ainsi été liquidé. 7

ANDERES
DATUM: 24.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Versicherungen

Im Berichtsjahr versuchten verschiedene Parlamentarier mit unterschiedlichen
Instrumenten Druck auf den Bundesrat in Sachen obligatorische
Erdbebenversicherung zu machen. So forderte die Motion Fournier (cvp, VS) die
Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung für Gebäude, wobei die Prämie
in der ganzen Schweiz dieselbe sein sollte. Der Bundesrat stand dem Vorhaben einer
bundesrechtlichen Lösung in Sachen Erdbebenversicherung grundsätzlich positiv
gegenüber, argumentierte jedoch, dass die Einführung eines schweizweiten
Versicherungsobligatoriums nicht in der Kompetenz des Bundes läge, und dass eine
Anpassung der Aufsichtsverordnung, die in seiner Kompetenz sei, nur die Kantone ohne
kantonale Gebäudeversicherung betreffen würde. Weiter sei in dieser Frage nach wie
vor kein Konsens zwischen dem Gebäudeeigentümerverband, den kantonalen
Gebäudeversicherungsanstalten und den Privatversicherungen erreicht worden,
weshalb der Bundesrat die Erfolgsaussichten einer Bundesregelung als gering einstufte.
Trotz dieser Bedenken wurde die Motion nach der Zustimmung durch den Ständerat
(bereits 2011, mit 19 zu 11 Stimmen) auch im Nationalrat (mit 95 zu 67 Stimmen)
angenommen. Vorstösse mit ähnlichem Inhalt wurden im Berichtsjahr entweder
zurückgezogen (Motion Leutenegger Oberholzer), abgelehnt (Parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer) oder noch nicht behandelt (Motion Malama). 8

MOTION
DATUM: 14.03.2012
FABIO CANETG

Landwirtschaft

Pflanzliche Produktion

Le Conseil national a traité du message relatif à la loi sur le génie génétique (LGG)
adopté par le Conseil des Etats l’année précédente. Il vise, d’une part, à prolonger le
moratoire sur l’utilisation d’OGM dans l’agriculture et, d’autre part, à réglementer le
droit d’opposition et de recours prévu dans le cadre de la procédure d’autorisation de
mise en circulation d’OGM. La commission de la Science de l’éducation et de la culture
(CSEC-CN) a recommandé d’approuver le projet modifié par le Conseil des Etats en
affirmant qu’il ne s’agit pas de prendre position sur les OGM mais de prolonger le
moratoire en attendant les conclusions du programme national de recherche qui étudie
les impacts et les risques d’une dissémination (PNR 59). Toutefois, une minorité Malama
(plr, BS) a proposé de ne pas entrer en matière estimant qu’il s’agit d’une question
politique à laquelle le programme ne pourrait pas répondre et que cette attente
défavorise le pôle de recherche suisse. L’entrée en matière a tout de même été
approuvée par 108 voix contre 71. Les groupes PLR et UDC ont rejeté le projet de loi.
Malgré de fortes divisions, la majorité du groupe PDC s’est prononcée en faveur de la
prolongation du moratoire. Les groupes socialiste et écologiste l’ont soutenu à
l’unanimité estimant que la LGG crée les conditions adéquates permettant le bon
déroulement du PNR 59 et garantit une production agricole favorable à l’économie et
l’agriculture suisses. Une proposition Noser (plr, ZH) de renvoi au Conseil fédéral avec la
tâche de compléter la LGG afin d’assurer les conditions de coexistence entre
l’agriculture traditionnelle et celle utilisant des OGM a été rejetée par 109 voix contre
71. La majorité de la commission a estimé que le temps nécessaire à cette modification
est insuffisant, au vu de la fin du moratoire en 2010, et que les connaissances ne sont

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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pas disponibles. Les majorités des groupes PLR et UDC ainsi que la minorité du groupe
PDC ont soutenu la proposition. Le Conseil national a modifié la proposition du Conseil
des Etats sur un point mineur relatif à la terminologie utilisée pour finalement l’adopter
par 106 voix contre 68. Lors de la procédure d’élimination des divergences, la chambre
haute a rallié la position de la chambre basse. Au vote final, la chambre des cantons a
adopté le projet par 33 voix contre 10 et la chambre du peuple par 114 voix contre 74. 9

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Dans la foulée du séisme survenu à Fukushima, la centrale nucléaire de Fessenheim
(Alsace) a suscité de l’inquiétude en Suisse voisine. La plus ancienne centrale française
en exploitation, située à 40 kilomètres au nord de Bâle, n’a été conçue pour résister
qu’à un séisme d’une magnitude de 6,4 sur l’échelle de Richter. En avril, les cantons de
Bâle-Ville, Bâle-Campagne et du Jura ont demandé la fermeture du site tant qu’un
contrôle intensif tenant compte de la catastrophe au Japon n’était pas été effectué.
Sur le plan fédéral, le Conseil national a rejeté une motion Malama (plr, BS) demandant
au Conseil fédéral d’intervenir auprès du gouvernement français afin qu’il mette hors
service la centrale de Fessenheim. 10

MOTION
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

L’initiative populaire en faveur d’un durcissement des peines à l’encontre des
conducteurs s’adonnant aux courses sauvages annoncée par l’association des victimes
de la route Roadcross l’année précédente a reçu le soutien des conseillers nationaux
Daniel Jositsch (ps, ZH) et Peter Malama (plr, BS). Son élaboration a toutefois buté sur le
problème de la redéfinition de la notion juridique de chauffard au point que son
lancement a dû être repoussé "sine die". 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Au printemps de l’année sous revue, l’association des victimes de la route Roadcross et
des parlementaires fédéraux issus de tous les partis représentés aux chambres ont
lancé une initiative populaire fédérale intitulée « Protection contre les chauffards ».
Le comité est composé des conseillers nationaux Amstutz (udc, BE), Galladé (ps, ZH),
Jositsch (ps, ZH), Malama (plr, BS), Müller (plr, AG), Perrin (udc, NE), Segmüller (pdc, LU)
et Teuscher (verts, BE), ainsi que des conseillers aux Etats Maury Pasquier (ps, GE) et
Recordon (verts, VD).Les initiants proposent de durcir les peines à l’encontre des
conducteurs prenant des risques délibérés, soit en commettant de graves excès de
vitesse, soit en s’adonnant à des courses sauvages. Le texte déposé prévoit que « toute
personne qui, en enfreignant intentionnellement les règles élémentaires de la
circulation, s’est accommodée d’un fort risque d’accident pouvant entraîner de graves
blessures ou la mort […] est un chauffard passible d’une peine privative de liberté d’une
durée comprise entre un à quatre ans ». Outre la confiscation définitive de son
véhicule par l’Etat, le contrevenant se verrait retirer son permis de conduire pour au
moins deux ans, en cas de première infraction, et pour au moins dix ans, en cas de
récidive. Les conducteurs roulant à 100 km/h ou plus à l’intérieur d’une localité, à 140
km/h ou plus hors localité et à plus de 200 km/h sur l’autoroute s’exposeraient à ces
sanctions. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.04.2010
NICOLAS FREYMOND
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

La campagne a été marquée dès son démarrage par la division du PRD. Déjà lors des
débats aux chambres, plusieurs élus radicaux s’étaient distanciés du parti, estimant
l’initiative excessive et contraire à l’Etat de droit. Fer de lance du comité d’initiative, la
conseillère nationale Doris Fiala (prd, ZH) a d’ailleurs vertement critiqué les quatre
radicaux qui s’étaient abstenus lors du premier vote à la chambre basse, les jugeant
responsables de l’échec au parlement. Signe des vives tensions internes au parti, la
direction a décidé que l’assemblée des délégués voterait à bulletin secret pour
déterminer le mot d’ordre du parti, de sorte à protéger les minoritaires. À l’issue du
vote, les délégués ont décidé de soutenir l’initiative par 142 voix contre 57 et 17
abstentions. Loin de se résigner, les minoritaires, soit dix parlementaires fédéraux, des
anciens conseillers aux Etats et la section genevoise du PRD ont mené une campagne
très active. Les parlementaires, anciens et actuels, qui se sont engagés contre
l’initiative étaient Christine Egerszegi (AG), Erika Forster (SG), Kurt Fluri (SO), Rolf
Büttiker (SO), Dick Marti (TI), Olivier Français (VD), Hugues Hiltpold (GE), Corina
Eichenberger (AG), Christa Markwalder (BE), Peter Malama (BS), Thomas Pfisterer (AG),
Thierry Béguin (NE), Gilles Petitpierre (GE) et René Rhinow (BS). 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Ebenfalls im Rahmen der Sondersession zur Ausländerpolitik hiess der Nationalrat eine
Motion Barthassat (cvp, GE) knapp mit 93 zu 85 Stimmen gut. Der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, Jugendlichen ohne gesetzlichen Status, die ihre Schulbildung in der
Schweiz absolviert haben, den Zugang zu einer Berufslehre zu ermöglichen. Die
Regierung hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Justizministerin Widmer-
Schlumpf begründete diese Haltung damit, dass die Kantone die Möglichkeit hätten, in
Härtefällen den Status von Sans Papiers zu regeln. In der Presse wurde vermutet dass
der Erfolg des Vorstosses auf das intensive Lobbying von FDP-Nationalrat Peter Malama
bei FDP- und CVP-Parlamentariern zurückzuführen sei.
Entgegen dem Antrag seiner vorberatenden Kommission überwies auch der Ständerat
die Motion in der Herbstsession mit 23 zu 20 Stimmen. Christine Egerszegi (fdp, AG)
betonte als Sprecherin der Kommission, das Problem des fehlenden Status würde durch
die Lehre nicht gelöst, sondern nur um ein paar Jahre hinausgeschoben. Die
Ratsmehrheit liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen und war der
Ansicht, die Berufsbildung, die mit Erwerbstätigkeit verbunden sei, solle nicht anders
behandelt werden, als die Bildung in weiterführenden Schulen. Letztere ist Personen
unabhängig von ihrem ausländerrechtlichen Status zugänglich. Eine in die gleiche
Richtung zielende Standesinitiative des Kantons Neuenburg sowie eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hodgers (gp, GE) zur Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei
Kindern ohne Rechtsstatus lehnte die Kleine Kammer dagegen ab. 14

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Familienpolitik

Pour pallier au manque de place dans les crèches, une motion Malama (plr, BS) a été
déposée en juin afin de diminuer la charge bureaucratique et de renforcer les
mécanismes du marché en la matière. Le conseiller national demande au gouvernent un
rapport sur les différentes pratiques cantonales, les conséquences de ces différentes
législations et les implications d’une éventuelle harmonisation de la législation fédérale
pour les crèches. En dépit de l’opposition du camp vert-rose, la motion a été acceptée
par 120 voix contre 63 et 7 abstentions. 15

MOTION
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Das im Ständerat gescheiterte Anliegen, die Akkreditierung einer (Fach-)hochschule an
die Beschäftigungs- bzw. Arbeitsmarktfähigkeit ihrer Absolventinnen und Absolventen
zu binden, wurde im Nationalrat erneut diskutiert. Ein Minderheitsantrag Riklin (cvp,
ZH) forderte die regelmässige Evaluation der Beschäftigungssituation der Absolventen
durch ihre Hochschulen. Ein Minderheitsantrag Malama (fdp, BS) verlangte gar die
subventions- bzw. akkreditierungswirksame Überprüfung der Arbeitsmarktfähigkeit von
Hochschulabgängern. Der Minderheitsantrag Riklin vermochte sich in der
Variantenabstimmung gegen die Minderheit Malama, dann auch gegen die nur durch die
BDP und Grünen klar unterstützte Kommissionsmehrheit durchzusetzen. Die SP und die
FDP waren in der zweiten Abstimmung gespalten, wobei eine klare FDP-Mehrheit für
die unterlegene Kommissionsmehrheit votierte, eine ebenso klare SP-Mehrheit den
obsiegenden Minderheitsantrag Riklin unterstützte. In der Akkreditierungsfrage hielt
der Ständerat in der Differenzbereinigung an seiner ablehnenden Haltung fest, worauf
der Nationalrat das Ansinnen fallen liess.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Die künftige Organisationsform der Hochschulkonferenz gab einiges zu reden. Nicht
mehrheitsfähig war die Minderheit Malama (fdp, BS), die neben dem Bundesrat und
allen Kantonen auch vom Bundesrat zu bestimmende Vertreter aus der Arbeitswelt als
stimmberechtigte Mitglieder in der Plenarversammlung vertreten wissen wollte.
Angesichts der Referendumsdrohung des Gewerbeverbands und der Gewerkschaften
wurde den Sozialpartnern aber eine beratende Rolle in den Gremien der
Hochschulkonferenz zugestanden. Der Ständerat hatte dem Hochschulrat zusätzliche
Kompetenzen zur Vereinheitlichung der Titelstrukturen gegeben, in Bezug auf die
Kompetenzverteilung zwischen den beiden Tagungsformen der Hochschulkonferenz
ansonsten aber keine materiellen Änderungen zum Bundesratsentwurf eingebaut. Auf
Vorschlag der Kommissionsmehrheit nahm der Nationalrat dann aber eine gewichtige
Kompetenzverschiebung von der Plenarversammlung an den kleineren Hochschulrat
vor. So übertrug er die Verantwortung für die Festlegung von Hochschultypen und der
kostenintensiven Bereiche sowie das Vorschlagsrecht für Studiengebühren von der
Plenarversammlung an den Hochschulrat. Nachdem sich die beiden Kammern in der
ersten Beratung der Differenzen zu keiner Einigung gefunden hatten, akzeptierte der
Ständerat schliesslich die Position des Nationalrats.

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Le postulat Malama (plr, BS) sur la comptabilité entre service militaire et formation et
la motion proposée par Stump (ps, AG) pour une coordination de l’école de recrues et
des études, déposés tous les deux en 2010 au Conseil national ont été en quelque sorte
rejoints en 2012 par le postulat de Berberat (ps, NE), traité par le Conseil des Etats. Ce
postulat se penche sur le besoin de mieux concilier l’école de recrue et les études
supérieures. Ces démarches ont dès lors animé les débats de la session d’été 2012.
Alors que le Conseil fédéral avait estimé la situation satisfaisante en 2010, sa position a
changé en 2012 avec le second postulat. Il a reconnu les difficultés liées à l’introduction
du système de Bologne et est désormais davantage conscient des difficultés
rencontrées par les étudiants. Il faut souligner que la situation n’a cessé de s’aggraver
ces dernières années, en particulier avec le prolongement de la durée de l’école de
recrues à 21 semaines et l’harmonisation avec le système de Bologne nécessitant une
rentrée universitaire avancée à la mi-septembre. Dans de nombreux cas, les étudiants
prennent alors un semestre de retard ou même une année sur leur programme
académique. Berberat (ps, NE) a aussi relevé les difficultés financières liées à ce
décalage. Les auteurs des postulats et de la motion estiment pour conclure qu’il est
dans l’intérêt à la fois de l’armée et de l’économie de trouver un terrain d’entente. Si
d’un côté, l’armée a besoin de membres bien formés et motivés, de l’autre, l’économie,
en quête de jeunes diplômés, ne peut se permettre de perdre inutilement ces années
de transition. En conclusion, dans la foulée de la prise de conscience du Conseil
fédéral, le Conseil des Etats a accepté le postulat sur la conciliation de l’école de recrue
et des études supérieures. Dans la même optique, le Conseil national a validé le
postulat sur la comptabilité entre service militaire et formation par 115 voix contre 40.
Par contre, même si la motion de Stump (ps, AG) a été acceptée par le Conseil national
par 82 voix contre 71, le Conseil des Etats l’a de son côté rejetée à sa session

MOTION
DATUM: 30.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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d’automne, estimant que le postulat de Berberat (ps, NE) traitait déjà de cette
problématique. 16

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die Folgen des Abstimmungsergebnisses zur Minarett-Initiative waren auch im
eidgenössischen Parlament, wo eine Vielzahl von Vorstössen zu muslimischen
Gemeinschaften in der Schweiz eingereicht wurde, zu beobachten. Bereits überwiesen
wurden die Postulate Amacker-Amann (cvp, BL), Malama (fdp, BS) und Leuenberger (gp,
GE), welche die Erarbeitung eines umfassenden Berichts, respektive die
Zusammenstellung bestehender Studien zu Muslimen in der Schweiz forderten. Die
beiden letztgenannten Initianten betonten dabei, sie hätten in der Diskussion zur
Minarett-Initiative eine ausgewogene und differenzierte Informationsgrundlage über in
der Schweiz lebende Musliminnen und Muslime vermisst. 17

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bereits im März des Berichtsjahrs wurde über den Rücktritt von Bundesrat Hans-
Rudolf Merz spekuliert, den dieser dann am 6. August ankündigte. Die FDP betonte
ihren Anspruch auf den frei werdenden Bunderatssitz und warnte die anderen Parteien
vor einem Spiel mit dem Feuer. Im Gegensatz zur Nachfolgeregelung bei Pascal
Couchepin 2009 wirkte die FDP gut vorbereitet. Die Parteispitzen kündigten sofort an,
nicht zu kandidieren. Als Kronfavoriten kristallisierten sich die St. Galler Regierungsrätin
Karin Keller-Sutter und der Berner Nationalrat Johann Schneider-Ammann heraus, die
Anfang September von der Bundeshausfraktion auch offiziell nominiert wurden. Ruedi
Noser (ZH), Peter Malama (BS) und Ignazio Cassis (TI) scheiterten in der parteiinternen
Ausmarchung. Bei den Wahlen vom 22. September setzte sich Johann Schneider-
Amann gegen Keller-Sutter und vor allem gegen den SVP-Sprengkandidaten Jean-
François Rime durch. An der Delegiertenversammlung Mitte Oktober in Herisau wurde
Hans-Rudolf Merz mit stehenden Ovationen verabschiedet. Parteipräsident Pelli
würdigte ihn als „erfolgreichsten Finanzminister Europas“, weil der Bund unter seiner
Amtsführung die Schulden beträchtlich reduziert hat. 18

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN

In der Nacht auf den 5. Oktober verstarb der Glarner FDP-Ständerat Pankraz Freitag
60-jährig. Der ausgewiesene Finanz- und Energiepolitiker galt als besonnene und breit
respektierte Persönlichkeit. Bereits zum dritten Mal in der laufenden Legislatur musste
die FDP damit einen Todesfall in ihren Reihen verarbeiten. Im Vorjahr waren die
Nationalräte Otto Ineichen (LU) und Peter Malama (BS) verstorben. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.10.2013
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2010, S. 1132.
2) AB NR, 2013, S. 887 ff.; BBl, 2012, S. 4459 ff.
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15) BO CN, 2012, p. 1205.
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